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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 5 R 182/06 B 

 

 

 
............................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ....................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland, 
Königsallee 71, 40215 Düsseldorf, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Februar 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 16. Januar 2006 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten habe einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16. Januar 2006 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Gewährung von Regelaltersrente (RAR) im Wesentlichen mit der 

Begründung verneint, die Klägerin habe keine auf die Wartezeit anrechenbaren Versicherungs-

zeiten zurückgelegt. Sie habe nicht glaubhaft gemacht, im Ghetto Krakau versicherungspflichtig 

beschäftigt gewesen zu sein. Es sei nicht überwiegend wahrscheinlich, dass sie eine freiwillige 

Beschäftigung gegen Entgelt verrichtet habe.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich ausschließlich auf die grundsätzliche Bedeu-

tung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil keiner der in § 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung, ggf sogar des Schrifttums, angeben, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das ange-

strebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genü-

gen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftig-

keit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzel-

fall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) 

darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Diesen Anforderungen wird 

die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 
Die Klägerin sieht folgende Fragen als grundsätzlich bedeutsam an: 

"1. Begründen die §§ 1, 2 ZRBG eine eigenständige fingierte Beitragsentrichtung (Beiträge sui 
generis) allein durch das Ausüben einer Beschäftigung in einem Ghetto in einem vom Deut-
schen Reich besetzten oder eingegliederten Gebiet oder müssen zusätzlich noch die sonstigen 
Voraussetzungen zur Anerkennung von Fremdbeitragszeiten (z.B. Vertriebeneneigenschaft 
oder dSK-Zugehörigkeit) erfüllt sein? 
2. Kann die Beschäftigung "aus eigenem Willensentschluss" nach § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1a ZRGB 
mit einer "freiwilligen Beschäftigung" gleichgesetzt werden? 
3. Verlangt "die Beschäftigung aus eigenem Willensentschluss ... gegen Entgelt" nach § 1 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1a ZRBG das freiwillige Zustandekommen eines an sich versicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnis gegen Entgelt (§ 160 RVO a.F., § 14 SGB VI)? 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 
- 4 - 

4. Unter der Annahme, dass § 1 Abs. 1 S.1 ZRBG die Begründung eines an sich versicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses verlangt: 
a) Hat dazu eine Überprüfung nach deutschen/reichsrechtlichen Vorschriften zu erfolgen oder 
gilt das am Beschäftigungsort geltende fremdländische Versicherungsrecht im Generalgouver-
nement? 
b) Verlangt die Begründung eines solchen Beschäftigungsverhältnisses eine zweiseitige Ver-
einbarung mit der Möglichkeit durch den Beschäftigten, das Beschäftigungsverhältnis inhaltlich 
mit zu gestalten oder ist es ausreichend, dass sich die Einflussmöglichkeit auf die Entscheidung 
reduziert, ob ein Beschäftigungsverhältnis begründet wird oder nicht? 
5. Führt die subjektive Angabe eines Antragstellers im Entschädigungsverfahren und im sozial-
versicherungsrechtlichen Verwaltungsverfahren, Zwangsarbeiten ausgeübt zu haben, zwingend 
zur Ablehnung eines Beschäftigungsverhältnisses im Sinne von § 1 Abs. 1 S. 1 ZRBG?" 
 

Bei der zuletzt aufgeworfenen Frage ist im Grunde schon zweifelhaft, ob es sich wirklich um 

eine Rechtsfrage oder um eine Frage der Beweiswürdigung im Einzelfall handelt, nachdem sich 

das LSG für die Bewertung der Tätigkeiten der Klägerin im Ghetto Krakau als Zwangsarbeiten 

und nicht als eine versicherungspflichtige Beschäftigung auf deren Angaben im 

Entschädigungsverfahren gestützt hat. Auch wenn für alle Fragen die hinreichend konkrete 

Formulierung als Rechtsfrage unterstellt wird, so hat die Klägerin jedenfalls deren 

Klärungsbedürftigkeit im Einzelnen nicht ausreichend dargelegt. Klärungsbedürftig ist eine 

Rechtsfrage nicht, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, sich zB unmittelbar aus dem 

Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als höchstrichterlich geklärt muss eine 

Rechtsfrage auch dann angesehen werden, wenn das Revisionsgericht bzw das 

Bundesverfassungsgericht sie zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, zur Auslegung 

des anzuwendenden gesetzlichen Begriffs aber schon eine oder mehrere höchstrichterliche 

Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der 

Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 8; s hierzu auch Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 117 mwN). 

Die Beschwerdebegründung lässt nicht ausreichend erkennen, weshalb die aufgeworfenen 

Rechtsfragen jeweils noch einer weiteren Klärung bedürfen.  

 

Mangels Zuordnung der umfangreichen rechtlichen Ausführungen zu den einzelnen Rechtsfra-

gen bleibt unklar, mit welchen Begründungsteilen der Beschwerde die Klärungsbedürftigkeit der 

jeweiligen Rechtsfrage dargetan werden sollte. Im Wesentlichen legt die Klägerin ihre eigene 

Interpretation von Sinn und Zweck des Gesetzes zur Zahlbarmachung von Renten aus 

Beschäftigungen in einem Ghetto (ZRBG) dar. Dabei geht sie wiederholt auf die Entscheidung 

des 13. Senats des BSG vom 7. Oktober 2004 (BSGE 93, 214 = SozR 4-5050 § 15 Nr 1) und 

auch auf dessen frühere Entscheidung vom 23. August 2001 (SozR 3-2200 § 1248 Nr 17) ein, 

wonach für die Anerkennung von Tätigkeiten in einem Ghetto das Vorliegen von Versicherungs-

pflicht verlangt werde. Im Wesentlichen wendet sich die Klägerin unter Berufung auf ihre eigene 

Rechtsauffassung gegen die Rechtsprechung des 13. Senats und wirft diesem im Ergebnis vor, 

das gesetzgeberische Ziel nicht umgesetzt bzw das ZRBG unverständlich restriktiv ausgelegt 

zu haben. Hierbei wird auch nicht deutlich, weshalb trotz der von der Klägerin zitierten 

Rechtsprechung des BSG ein weiterer bzw erneuter Klärungsbedarf hinsichtlich der 
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aufgeworfenen Fragen besteht; Einwände aus Literatur oder Rechtsprechung gegen die 

genannten Urteile werden nicht erwähnt. Soweit sie dem LSG vorwirft, dem Urteil des BSG vom 

7. Oktober 2004 gefolgt zu sein bzw die Bedeutung des Urteils vom 23. August 2001 verkannt 

zu haben, rügt sie letztlich die Unrichtigkeit des Berufungsurteils; auf diese Rüge kann eine 

Nichtzulassungsbeschwerde jedoch nicht gestützt werden. 

 

Im Übrigen genügen auch die Ausführungen zur Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) 

der aufgeworfenen Rechtsfragen nicht den Anforderungen. Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage 

nur, wenn sie für den zu entscheidenden Fall rechtserheblich ist. Über die bezeichnete Rechts-

frage müsste das Revisionsgericht im angestrebten Revisionsverfahren also konkret-individuell 

zu entscheiden haben. Auch dies ist in der Beschwerdebegründung des Näheren darzulegen 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 53 und § 160a Nr 31; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch 

des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl, IX. Kap, RdNr 189). Ein Beschwerdeführer muss 

somit den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprü-

fung des angefochtenen Urteils und insbesondere den Schritt darstellen, der es notwendig 

macht, über die als rechtsgrundsätzlich bezeichnete Rechtsfrage zu entscheiden (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 31; vgl auch BSG SozR 1500 § 160a Nr 54; BSG vom 9. Juni 2004 - B 11 AL 

275/03 B). 

 

Wie die Klägerin selbst in der Beschwerdebegründung ausführt, hat das LSG seine Entschei-

dung darauf gestützt, dass eine freiwillige Beschäftigung gegen Entgelt nicht glaubhaft gemacht 

worden sei, so dass die Voraussetzungen des § 1 Abs 1 Satz 1 ZRBG nicht erfüllt seien. Bei 

dieser Sachlage hätte die Klägerin zur ersten, von ihr aufgeworfenen Rechtsfrage den Weg 

aufzeigen müssen, der die Beantwortung der gestellten Rechtsfrage gleichwohl erforderlich 

macht. Daran fehlt es. Insbesondere hätte die Klägerin darlegen müssen, inwieweit es trotz der 

fehlenden Voraussetzungen des § 1 Abs 1 Satz 1 ZRBG auf die weiteren Voraussetzungen zur 

Anerkennung von Fremdbeitragszeiten ankommen kann. 

 

Auch hinsichtlich der zweiten von der Klägerin aufgeworfenen Frage fehlt es an ausreichenden 

Darlegungen dazu, dass es auf diese Frage ankomme. Da nach § 1 Abs 1 Satz 1 Nr 1 Buch-

stabe b ZRBG die Beschäftigung nicht nur aus eigenem Willensentschluss bzw freiwillig zu-

stande gekommen, sondern auch gegen Entgelt ausgeübt worden sein muss, kommt es bereits 

nach dem Wortlaut des Gesetzes auf das Merkmal des eigenen Willensentschlusses bzw der 

Freiwilligkeit der Beschäftigung nicht mehr an, wenn die in Frage stehende Beschäftigung nicht 

gegen Entgelt ausgeübt wurde. Die Entgeltlichkeit hat das LSG jedoch gerade verneint. Das-

selbe gilt auch hinsichtlich der dritten Frage, wobei hier schon nicht klar wird, welche eigenstän-

dige Bedeutung dieser Frage neben der zweiten aufgeworfenen Rechtsfrage zukommen soll. 

Ungeachtet dessen stellt sich auch diese Frage nur, wenn ein Entgelt festgestellt ist. 
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Der - in zwei Unterfragen gegliederten - vierten Frage fehlt es wiederum an der Darlegung des 

Weges, den das Revisionsgericht einschlagen müsste, um sie beantworten zu müssen. Die 

Klägerin hat mit ihren sehr pauschalen Ausführungen nicht aufgezeigt, dass die Anwendung 

polnischen Rechts die Einbeziehung von unfreiwilligen und unentgeltlichen Beschäftigungen in 

den Anwendungsbereich des § 1 Abs 1 ZRBG zur Folge habe. Auch in Bezug auf die fünfte 

Frage fehlen nähere Darlegungen zur Klärungsfähigkeit, weil ungeachtet der Bezeichnung der 

Tätigkeiten als Zwangsarbeiten das LSG sowohl die Freiwilligkeit als auch die Entgeltlichkeit 

der Tätigkeiten im Ghetto und damit das Vorliegen der Voraussetzungen des § 1 Abs 1 Satz 1 

ZRBG verneint hat. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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